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VII. Au�reten des Notars in der Öffentlichkeit und Werbung (§ 67 Abs. 2 Nr. 7 
BNotO) 
 

1. Grundsätze  
2. Führung akademischer Grade und Titel, Hinweise auf weitere Tä�gkeiten, 
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I. Wahrung der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit des Notars (§ 67 Abs. 2 Nr. 
1 BNotO)  
 
1.1 Der Notar ist unparteiischer Rechtsberater und Betreuer sämtlicher Beteilig-
ten.  
 
1.2 Der Notar hat es abzulehnen, gegensätzliche Parteiinteressen wahrzuneh-
men. Auch bei der Beratung und der Erstellung von Entwürfen sowie Gutachten 
auf einsei�gen Antrag hat der Notar seine Unparteilichkeit zu wahren. Dasselbe 
gilt für die gesetzlich zulässige Vertretung eines Beteiligten in Verfahren, insbe-
sondere in Grundbuch- und Registersachen, in Erbscheinsverfahren, in Grunder-
werbsteuer-, Erbscha�- und Schenkungsteuerangelegenheiten sowie in Geneh-
migungsverfahren vor Behörden und Gerichten.  
 
2. Durch weitere berufliche Tä�gkeit sowie Nebentä�gkeiten darf der Notar seine 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit nicht gefährden.  
 
II. Das nach § 14 Abs. 3 BNotO zu beachtende Verhalten (§ 67 Abs. 2 Nr. 2 BNotO)  
 
1. Gestaltung des Beurkundungsverfahrens  
 
Der Notar hat das Beurkundungsverfahren so zu gestalten, dass die vom Gesetz 
mit dem Beurkundungserfordernis verfolgten Zwecke erreicht werden, insbeson-
dere die Schutz- und Belehrungsfunk�on gewahrt und der Anschein der Abhän-
gigkeit oder Parteilichkeit vermieden wird. Dies gilt insbesondere, wenn eine grö-
ßere Zahl gleichar�ger Rechtsgeschä�e beurkundet wird, an denen jeweils die-
selbe Person beteiligt ist oder durch die sie wirtscha�liche Vorteile erwirbt.  
 
Dazu gehört auch, dass den Beteiligten Gelegenheit eingeräumt wird, sich mit 
dem Gegenstand der Beurkundung auseinanderzusetzen. Demgemäß sind in der 
Regel die nachgenannten Verfahrensweisen unzulässig, es sei denn, der in Satz 1 
erwähnte Schutzzweck ist nicht gefährdet:  
a) systema�sche Beurkundung mit vollmachtslosen Vertretern;  

 
b) systema�sche Beurkundung mit bevollmäch�gten Vertretern, soweit nicht 

durch vorausgehende Beurkundung mit dem Vollmachtgeber sichergestellt 
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ist, dass dieser über den Inhalt des abzuschließenden Rechtsgeschä�s aus-
reichend belehrt werden könnte;  

 
c) systema�sche Beurkundung mit Mitarbeitern des Notars als Vertreter, aus-

genommen Vollzugsgeschä�e und die unter Buchstabe b fallenden Sachver-
halte; Gleiches gilt auch für Personen, mit denen sich der Notar zur gemein-
samen Berufsausübung verbunden hat oder mit denen er gemeinsame Ge-
schä�sräume unterhält;  
 

d) systema�sche Aufspaltung von Verträgen in Angebot und Annahme; soweit 
die Aufspaltung aus sachlichen Gründen gerech�er�gt ist, soll das Angebot 
vom belehrungsbedür�igeren Vertragsteil ausgehen;  

 
e) gleichzei�ge Beurkundung von mehr als fünf Niederschri�en bei verschiede-

nen Beteiligten.  
 
2. Auslagerung geschä�swesentlicher Vereinbarungen  

 
Unzulässig ist auch die missbräuchliche Auslagerung geschä�swesentlicher 
Vereinbarungen in Bezugsurkunden (§ 13a BeurkG).  

 
III. Wahrung fremder Vermögensinteressen (§ 67 Abs. 2 Nr. 3 BNotO)  
 
1. Anvertraute Vermögenswerte  
 
1.1 Der Notar hat ihm anvertraute Vermögenswerte mit besonderer Sorgfalt zu 
behandeln und Treuhandau�räge sorgfäl�g auszuführen.  
 
1.2 Der Notar darf nicht dulden, dass sein Amt zur Vortäuschung von Sicherheiten 
benutzt wird. Der Notar darf insbesondere Geld, Wertpapiere und Kostbarkeiten 
nicht zur Au�ewahrung oder zur Ablieferung an Drite übernehmen, wenn der 
Eindruck von Sicherheiten entsteht, die durch die Verwahrung nicht gewährt wer-
den. Anlass für eine entsprechende Prüfung besteht insbesondere, wenn die Ver-
wahrung nicht im Zusammenhang mit einer Beurkundung erfolgt.  
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2. Anvertrautes Wissen  
 
Der Notar darf ihm beruflich anvertrautes Wissen nicht zu Lasten von Beteiligten 
zum eigenen Vorteil nutzen.  
 
IV. Pflicht zur persönlichen Amtsausübung (§ 67 Abs. 2 Nr. 4 BNotO)  
 
1. Grundsatz der Pflicht zur persönlichen Amtsausübung  
 
1.1 Der Notar hat sein Amt persönlich und eigenverantwortlich auszuüben.  
 
 
 
 
 
 
1.2 Der Notar darf lediglich vorbereitende, begleitende und vollziehende Tä�g-
keiten delegieren. Es darf kein Zweifel daran entstehen, dass alle Tä�gkeiten der 
Mitarbeiter vom Notar selbst verantwortet werden. Es soll den Beteiligten in je-
der Phase des Verfahrens möglich sein, sich persönlich an den Notar zu wenden. 
 
 
2. Gestaltung der Beschä�igungsverhältnisse  
 
Der Notar ist verpflichtet, Beschä�igungsverhältnisse so zu gestalten, dass es zu 
keiner Beeinträch�gung oder Gefährdung der persönlichen Amtsausübung 
kommt.  
 
3. Vertretung im Amt  
 
Vertretungen des Notars dürfen nicht dazu führen, dass der Umfang seiner Amts-
tä�gkeit vergrößert wird. Die Vertretung im Amt durch Mitarbeiter eines Notars 
ist unzulässig.  
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V. Anforderungen bei zulässiger beruflicher Zusammenarbeit (§ 67 Abs. 2 Nr. 5 
BNotO)  
 
1. Die Verbindung zur gemeinsamen Berufsausübung, sons�ge Formen zulässiger 
beruflicher Zusammenarbeit sowie die gemeinsame Nutzung von Geschä�sräu-
men dürfen die persönliche, eigenverantwortliche und selbständige Amtsführung 
des Notars, seine Unabhängigkeit und Unparteilichkeit sowie das Recht auf freie 
Notarwahl nicht beeinträch�gen.  
 
2. Dies haben auch die Vereinbarungen zwischen den beteiligten Berufsangehö-
rigen sowie Vereinbarungen anlässlich der Beendigung einer Zusammenarbeit zu 
gewährleisten, die jeweils schri�lich zu treffen sind (§ 27 Abs. 2 BNotO).  
 
VI. Die Art der nach § 28 BNotO zu treffenden Vorkehrungen (§ 67 Abs. 2 Nr. 6 
BNotO)  
 
1. Maßnahmen zur Beachtung der Mitwirkungsverbote durch den Notar  
 
1.1 Als Vorkehrungen im Sinne des § 28 BNotO kommen insbesondere ein Betei-
ligtenverzeichnis oder eine sons�ge zweckentsprechende Dokumenta�on in Be-
tracht.  
 
1.2 Vor Übernahme einer notariellen Amtstä�gkeit hat sich der Notar in zumut-
barer Weise zu vergewissern, dass Kollisionsfälle im Sinne des § 3 Abs. 1 BeurkG 
nicht bestehen. Er hat auch für den Fall von Vertretungen dafür Sorge zu tragen, 
dass sich der amtlich bestellte Vertreter in geeigneter Weise über etwaige Mit-
wirkungsverbote unterrichten kann.  
 
3. Maßnahmen zur Beachtung der Mitwirkungsverbote bei beruflicher Zusam-

menarbeit  
 
Der Notar hat dafür Sorge zu tragen, dass eine zur Erfüllung der Verpflichtungen 
aus § 3 Abs. 1 BeurkG und § 14 Abs. 5 BNotO erforderliche Offenbarungspflicht 
zum Gegenstand einer entsprechenden schri�lichen Vereinbarung gemacht wird, 
die der gemeinsamen Berufsausübung oder der Nutzung gemeinsamer Ge-
schä�sräume zugrunde liegt. 
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BNotO)  
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3. Lauterkeit des Gebührenverhaltens  
 
3.1 Der Notar hat fällige Gebühren in angemessener Frist einzufordern und sie 
bei Nichtzahlung im Regelfall beizutreiben. Ein Erlass von Gebühren ist nur nach 
den Richtlinien der Ländernotarkasse zulässig.  
 
3.2 Das Versprechen und Gewähren von Vorteilen im Zusammenhang mit einem 
Amtsgeschä� sowie jede Beteiligung Driter an den Gebühren ist unzulässig. Ins-
besondere ist es dem Notar verboten,  
 
a) dem Notar zustehende Gebühren zurückzuerstaten,  
 
b) Vermitlungsentgelte für Urkundsgeschä�e oder  
 
c) Entgelte für Urkundsentwürfe zu leisten oder  
 
d) zur Kompensa�on von Notargebühren Entgelte für Gutachten oder sons�ge 
Leistungen Driter zu gewähren, oder auf dem Notar aus anderer Tä�gkeit zu-
stehende Gebühren zu verzichten.  
 
3.3 Durch die Ausgestaltung der einer beruflichen Verbindung zugrunde liegen-
den Vereinbarungen ist sicherzustellen, dass die übrigen Mitglieder der berufli-
chen Verbindung keine Vorteile gewähren, die der Notar gemäß Nummer 3.2 
nicht gewähren darf.  
 
VII. Au�reten des Notars in der Öffentlichkeit und Werbung (§ 67 Abs. 2 Nr. 7 
BNotO)  
 
1. Grundsätze  
 
1.1 Der Notar darf mitels analoger und digitaler Kommunika�onsmitel über die 
Aufgaben, Befugnisse und Tä�gkeitsbereiche der Notare öffentlichkeitswirksam 
unterrichten, insbesondere auch durch Veröffentlichungen, Vorträge und Äuße-
rungen in den Medien.  
 

3. Lauterkeit des Gebührenverhaltens  
 
3.1 Der Notar hat fällige Gebühren in angemessener Frist einzufordern und sie 
bei Nichtzahlung im Regelfall beizutreiben. Ein Erlass von Gebühren ist nur nach 
den Richtlinien der Ländernotarkasse zulässig.  
 
3.2 Das Versprechen und Gewähren von Vorteilen im Zusammenhang mit einem 
Amtsgeschä� sowie jede Beteiligung Driter an den Gebühren ist unzulässig. Ins-
besondere ist es dem Notar verboten,  
 
a) dem Notar zustehende Gebühren zurückzuerstaten,  
 
b) Vermitlungsentgelte für Urkundsgeschä�e oder  
 
c) Entgelte für Urkundsentwürfe zu leisten oder  
 
d) zur Kompensa�on von Notargebühren Entgelte für Gutachten oder sons�ge 
Leistungen Driter zu gewähren, oder auf dem Notar aus anderer Tä�gkeit zu-
stehende Gebühren zu verzichten.  
 
3.3 Durch die Ausgestaltung der einer beruflichen Verbindung zugrunde liegen-
den Vereinbarungen ist sicherzustellen, dass die übrigen Mitglieder der berufli-
chen Verbindung keine Vorteile gewähren, die der Notar gemäß Nummer 3.2 
nicht gewähren darf.  
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rungen in den Medien.  
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1.2 Werbung ist dem Notar insoweit verboten, als sie Zweifel an der Unabhängig-
keit oder Unparteilichkeit des Notars zu wecken geeignet oder aus anderen Grün-
den mit seiner Stellung in der vorsorgenden Rechtspflege als Träger eines öffent-
lichen Amtes nicht vereinbart ist.  
 
1.3 Mit dem öffentlichen Amt des Notars unvereinbar ist ein Verhalten insbeson-
dere, wenn  
 
a) es auf die Erteilung eines bes�mmten Au�rags oder Gewinnung eines be-
s�mmten Au�raggebers gerichtet ist,  
 
b) es durch Form, Inhalt, Häufigkeit oder auf sons�ge Weise den Eindruck der 
Gewerblichkeit vermitelt, insbesondere den Notar oder seine Dienste reklame-
ha� herausstellt,  
 
c) es eine wertende Selbstdarstellung des Notars oder seines Dienstes enthält,  
 
d) der Notar ohne besonderen Anlass allgemein an Rechtsuchende herantrit, 

 
e) es sich um irreführende Werbung handelt. 
 
1.4 Der Notar muss darauf hinwirken, dass eine dem öffentlichen Amt widerspre-
chende Werbung durch Drite unterlassen wird. Amtswidrige Dritwerbung kann 
zum Anschein der Abhängigkeit und Parteilichkeit des Notars führen.  
 
2. Führung akademischer Grade und Titel, Hinweise auf weitere Tä�gkeiten, Mit-
gliedscha�en und Auszeichnungen  
 
2.1 Der Notar darf im Zusammenhang mit seiner Amtsbezeichnung akademische 
Grade, den Ehren�tel Jus�zrat und den Professoren�tel führen.  
 
2.2 Hinweise auf bestehende oder ehemalige weitere Tä�gkeiten im Sinne von § 
8 Abs. 1, 3 und 4 BNotO, Ehrenämter und Mitgliedscha�en sowie auf Auszeich-
nungen sind im Zusammenhang mit der unmitelbaren Amtsausübung unzuläs-
sig.  
 

1.2 Werbung ist dem Notar insoweit verboten, als sie Zweifel an der Unabhängig-
keit oder Unparteilichkeit des Notars zu wecken geeignet oder aus anderen Grün-
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lichen Amtes nicht vereinbart ist.  
 
1.3 Mit dem öffentlichen Amt des Notars unvereinbar ist ein Verhalten insbeson-
dere, wenn  
 
a) es auf die Erteilung eines bes�mmten Au�rags oder Gewinnung eines be-
s�mmten Au�raggebers gerichtet ist,  
 
b) es durch Form, Inhalt, Häufigkeit oder auf sons�ge Weise den Eindruck der 
Gewerblichkeit vermitelt, insbesondere den Notar oder seine Dienste reklame-
ha� herausstellt,  
 
c) es eine wertende Selbstdarstellung des Notars oder seines Dienstes enthält,  
 
d) der Notar ohne besonderen Anlass allgemein an Rechtsuchende herantrit,  
 
e) es sich um irreführende Werbung handelt. 
 
1.4 Der Notar muss darauf hinwirken, dass eine dem öffentlichen Amt widerspre-
chende Werbung durch Drite unterlassen wird. Amtswidrige Dritwerbung kann 
zum Anschein der Abhängigkeit und Parteilichkeit des Notars führen.  
 
2. Führung akademischer Grade und Titel, Hinweise auf weitere Tä�gkeiten, Mit-
gliedscha�en und Auszeichnungen  
 
2.1 Der Notar darf im Zusammenhang mit seiner Amtsbezeichnung akademische 
Grade, den Ehren�tel Jus�zrat und den Professoren�tel führen.  
 
2.2 Hinweise auf bestehende oder ehemalige weitere Tä�gkeiten im Sinne von § 
8 Abs. 1, 3 und 4 BNotO, Ehrenämter und Mitgliedscha�en sowie auf Auszeich-
nungen sind im Zusammenhang mit der unmitelbaren Amtsausübung unzuläs-
sig.  
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3. Aufnahme in Verzeichnisse  
 
Der Notar darf sich nur in solche allgemein zugängliche Verzeichnisse aufnehmen 
lassen, die allen im Verbreitungsgebiet des Verzeichnisses ansässigen Notaren 
gleichermaßen offenstehen. Weitere Maßnahmen zur Verbesserung seiner Auf-
findbarkeit, insbesondere auch Zusatzleistungen zur bloßen Eintragung, darf der 
Notar nur soweit ergreifen bzw. in Anspruch nehmen, als diese einer unbegrenz-
ten Anzahl von Leistungsempfängern zur Verfügung stehen. Für elektronische 
Veröffentlichungen, insbesondere Suchmaschinen, gilt dies entsprechend.  
 
4. Teilnahme an Medienak�onen und Bereithalten von Werbeinforma�on  
 
4.1 Der Notar darf sich an Informa�onsveranstaltungen in Präsenz sowie über 
analoge und digitale Kommunika�onsmitel jeder Art, bei denen er unmitelbar 
in Kontakt mit dem rechtsuchenden Publikum trit, beteiligen. Der Notar hat die 
Regelungen der Nummer 1 und 2 zu beachten.  
 
4.2 Der Notar darf Broschüren, Faltbläter und sons�ge Informa�onsmitel über 
seine Tä�gkeit und zu den Aufgaben und Befugnissen der Notare in der Geschä�s-
stelle bereithalten. Zulässig ist auch das Bereithalten dieser Informa�onen im In-
ternet. Die Verteilung oder Versendung von Informa�onen ohne Aufforderung ist 
nur an bisherige Au�raggeber zulässig und bedarf eines sachlichen Grundes.  
 
4.3. Der Notar darf in Internet-Domainnamen keine notarbezogenen Gatungs-
begriffe ohne individualisierenden Zusatz verwenden. Die alleinige Verwendung 
der Bezeichnung von Gemeinden oder sons�gen geografischen oder poli�schen 
Einheiten zur Individualisierung ist untersagt, es sei denn, die angegebene Ge-
meinde oder Einheit liegt im Amtsbereich keines anderen Notars. 
 
 
5. Geschä�spapiere, Urkundendeckbläter, Namensschilder  
 
5.1 Die Geschä�spapiere des Notars (Brie�ögen, Umschläge, Rechnungen, Be-
suchskarten u. Ä.), die von ihm verwendeten Urkundendeckbläter und die von 
ihm angebrachten Namensschilder dürfen nicht den Eindruck der Gewerblichkeit 
oder amtswidrigen Werbung vermiteln oder irreführend sein. 

3. Aufnahme in Verzeichnisse  
 
Der Notar darf sich nur in solche allgemein zugängliche Verzeichnisse aufnehmen 
lassen, die allen im Verbreitungsgebiet des Verzeichnisses ansässigen Notaren 
gleichermaßen offenstehen. Weitere Maßnahmen zur Verbesserung seiner Auf-
findbarkeit, insbesondere auch Zusatzleistungen zur bloßen Eintragung, darf der 
Notar nur soweit ergreifen bzw. in Anspruch nehmen, als diese einer unbegrenz-
ten Anzahl von Leistungsempfängern zur Verfügung stehen. Für elektronische 
Veröffentlichungen, insbesondere Suchmaschinen, gilt dies entsprechend.  
 
4. Teilnahme an Medienak�onen und Bereithalten von Werbeinforma�on  
 
4.1 Der Notar darf sich an Informa�onsveranstaltungen in Präsenz sowie über 
analoge und digitale Kommunika�onsmitel jeder Art, bei denen er unmitelbar 
in Kontakt mit dem rechtsuchenden Publikum trit, beteiligen. Der Notar hat die 
Regelungen der Nummer 1 und 2 zu beachten.  
 
4.2 Der Notar darf Broschüren, Faltbläter und sons�ge Informa�onsmitel über 
seine Tä�gkeit und zu den Aufgaben und Befugnissen der Notare in der Geschä�s-
stelle bereithalten. Zulässig ist auch das Bereithalten dieser Informa�onen im In-
ternet. Die Verteilung oder Versendung von Informa�onen ohne Aufforderung ist 
nur an bisherige Au�raggeber zulässig und bedarf eines sachlichen Grundes.  
 
4.3. Der Notar darf in Internet-Domainnamen keine notarbezogenen Gatungs-
begriffe ohne individualisierenden Zusatz verwenden. Die alleinige Verwendung 
der Bezeichnung von Gemeinden oder sons�gen geografischen oder poli�schen 
Einheiten zur Individualisierung ist untersagt, es sei denn, die angegebene Ge-
meinde oder Einheit liegt im Amtsbereich keines anderen Notars. das Individua-
lisierungsmerkmal tri� auf keinen anderen Notar im Amtsbereich zu. 
 
5. Geschä�spapiere, Urkundendeckbläter, Namensschilder  
 
5.1 Die Geschä�spapiere des Notars (Brie�ögen, Umschläge, Rechnungen, Be-
suchskarten u. Ä.), die von ihm verwendeten Urkundendeckbläter und die von 
ihm angebrachten Namensschilder dürfen nicht den Eindruck der Gewerblichkeit 
oder amtswidrigen Werbung vermiteln oder irreführend sein. 
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5.2 Auf Urkundendeckblätern dürfen nur der Name des Urkundsnotars (mit aka-
demischen Graden und Titeln), seine Amtsbezeichnung, seine Anschri� ein-
schließlich Telekommunika�onsverbindungen und das Landeswappen aufgeführt 
werden.  
 
5.3 Namensschilder aus dem Amt ausgeschiedener Notare müssen spätestens 
ein Jahr nach dem Ausscheiden en�ernt werden. Der Notar, dem die Landesjus-
�zverwaltung die Verwahrung der Bücher und Akten übertragen hat, darf längs-
tens ein Jahr durch Schilder oder auf seinen Geschä�spapieren auf den Amtsvor-
gänger hinweisen. Wird anstelle des Notars zunächst ein Notariatsverwalter be-
stellt, beginnt die Frist mit Beendigung der Notariatsverwaltung.  
 
5.4 Verlegt ein Notar an seinem Amtssitz seine Geschä�sräume, so müssen das 
Namensschild und ein Hinweis auf seine neue Geschä�sstelle nach Ablauf eines 
Jahres en�ernt werden. Wird der Amtssitz eines Notars verlegt, so sind seine Na-
mensschilder auf Verlangen des Amtsnachfolgers unverzüglich, sonst spätestens 
nach einem Jahr zu en�ernen. Ein Hinweis auf den neuen Amtssitz ist nicht ge-
statet. Nummer 5.3 Satz 2 gilt entsprechend.  
 
VIII. Beschä�igung und Ausbildung der Mitarbeiter (§ 67 Abs. 2 Nr. 8 BNotO)  
 
1. Der Notar hat die Beziehung zu seinen Mitarbeitern so zu gestalten, dass seine 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit nicht gefährdet werden.  
 
2. Der Notar hat seinen Mitarbeitern neben fachspezifischen Kenntnissen auch 
die berufsrechtlichen Grundsätze und Besonderheiten zu vermiteln und für an-
gemessene Arbeitsbedingungen zu sorgen.  
 
3. Der Notar hat sich darum zu bemühen, Notarfachangestellte auszubilden.  
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IX. Grundsätze zu Beurkundungen außerhalb der Geschä�sstelle und des Amts-
bereichs (§ 67 Abs. 2 Nr. 9 BNotO)  
 
1. Urkundstä�gkeit außerhalb des Amtsbereichs  
 
1.1 Der Notar soll seine Urkundstä�gkeit (§§ 20 bis 22 BNotO) nur innerhalb sei-
nes Amtsbereiches (§ 10a BNotO) ausüben, sofern nicht besondere berech�gte 
Interessen der Rechtsuchenden ein Tä�gwerden außerhalb des Amtsbereiches 
gebieten. Besondere berech�gte Interessen der Rechtsuchenden liegen insbe-
sondere dann vor, wenn  
 
a) Gefahr im Verzuge ist; 
b) der Notar auf Erfordern einen Urkundsentwurf gefer�gt hat und sich danach 
aus unvorhersehbaren Gründen ergibt, dass die Beurkundung außerhalb des 
Amtsbereiches erfolgen muss; 
c) der Notar eine nach § 21 GNotKG zu behandelnde Urkundstä�gkeit vornimmt; 
d) in Einzelfällen eine besondere Vertrauensbeziehung zwischen Notar und Be-
teiligten, deren Bedeutung durch die Art der vorzunehmenden Amtstä�gkeit  
unterstrichen werden muss, dies rech�er�gt und es den Beteiligten unzumutbar 
ist, den Notar in seiner Geschä�sstelle aufzusuchen. 
 
1.2 Die Anzeige einer Urkundstä�gkeit nach Nummer 1.1 ist der Notarkammer 
unverzüglich und unter Angabe von Gründen mitzuteilen. 
 
2. Amtstä�gkeit außerhalb der Geschä�sstelle 
 
2.1 Der Notar darf Amtsgeschä�e außerhalb der Geschä�sstelle vornehmen, 
wenn sachliche Gründe vorliegen. 
 
2.2 Eine Amtstä�gkeit außerhalb der Geschä�sstelle ist unzulässig, wenn dadurch 
der Anschein von amtswidriger Werbung, der Abhängigkeit oder der Parteilich-
keit entsteht oder der Schutzzweck des Beurkundungserfordernisses gefährdet 
wird. 
 
 
 

IX. Grundsätze zu Beurkundungen außerhalb der Geschä�sstelle, des Amtsbe- 
reichs und des Amtsbezirks  
 
1.1 Der Notar darf sich bei der Vornahme seiner Amtsgeschä�e außerhalb der 
Geschä�sstelle au�alten, wenn sachliche Gründe vorliegen. 
 
1.2 Eine Amtstä�gkeit außerhalb der Geschä�sstelle ist unzulässig, wenn dadurch 
der Anschein von amtswidriger Werbung, eines auswär�gen Sprechtages, der Ab-
hängigkeit oder der Parteilichkeit entsteht oder der Schutzzweck des Beurkun-
dungserfordernisses gefährdet wird. 
 
2. Der Notar soll sich bei Ausübung seiner Urkundstä�gkeit (§§ 20 bis 22 BNotO) 
nur innerhalb seines Amtsbereichs (§ 10a BNotO) au�alten, sofern nicht beson-
dere berech�gte Interessen der Rechtsuchenden ein Tä�gwerden außerhalb des 
Amtsbereichs gebieten. Besondere berech�gte Interessen der Rechtsuchenden 
liegen insbesondere dann vor, wenn 
 
a) Gefahr im Verzug ist; 
b) der Notar auf Erfordern einen Urkundsentwurf gefer�gt hat und sich danach 
aus unvorhersehbaren Gründen ergibt, dass die Beurkundung unter Überschrei-
tung der Grenzen des Amtsbereichs erfolgen muss; 
c) der Notar eine nach § 21 GNotKG zu behandelnde Urkundstä�gkeit vornimmt; 
d) in Einzelfällen eine besondere Vertrauensbeziehung zwischen Notar und Be-
teiligten, deren Bedeutung durch die Art der vorzunehmenden Amtstä�gkeit un-
terstrichen werden muss, dies rech�er�gt und es den Beteiligten unzumutbar ist, 
den Notar in seiner Geschä�sstelle aufzusuchen; bei Urkundstä�gkeiten mitels 
Videokommunika�on muss es den Beteiligten unzumutbar sein, einen nach § 10a 
Abs. 3 BNotO zuständigen Notar in Anspruch zu nehmen. 
 
3. Der Notar darf sich bei Ausübung seiner Urkundstä�gkeit nur außerhalb seines 
Amtsbezirks (§ 11 BNotO) au�alten, wenn Gefahr im Verzug ist oder die Auf-
sichtsbehörde es genehmigt hat. 
 
4. Die Nummern 1. bis 3. gelten entsprechend für Urkundstä�gkeiten mitels Vi-
deokommunika�on. 
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X. Fortbildung (§ 67 Abs. 2 Nr. 10 BNotO) 
 
Der Notar hat die Pflicht, seine durch Ausbildung erworbene Qualifika�on in ei-
gener Verantwortlichkeit zu erhalten und durch geeignete Maßnahmen sicherzu-
stellen, dass er den Anforderungen an die Qualität seiner Amtstä�gkeit durch 
kon�nuierliche Fortbildung gerecht wird. Auf Anfrage der Notarkammer ist der 
Notar verpflichtet, über die Erfüllung seiner Fortbildungspflicht zu berichten. 
 
XI. Besondere Berufspflichten im Verhältnis zu anderen Notaren, zu Gerichten, 
Behörden, Rechtsanwälten und anderen Beratern seiner Au�raggeber (§ 67  
Abs. 2 Nr. 11 BNotO)  
 
1. Grundsätze der Kollegialität 
 
1.1 Der Notar hat sich kollegial zu verhalten und auf die berech�gten Interessen 
der Kollegen die gebotene Rücksicht zu nehmen. Der Notar darf Angestellte eines 
anderen Notars nicht abwerben. 
 
1.2 Notare haben bei Strei�gkeiten untereinander eine gütliche Einigung zu ver-
suchen. Bleibt dieser Versuch erfolglos, so sollen sie eine gütliche Einigung durch 
Vermitlung der Notarkammer versuchen, bevor die Aufsichtsbehörde oder ein 
Gericht angerufen wird. 
 
1.3 Es gehört zu den Kollegialitätspflichten eines Notars, bei einer Inanspruch-
nahme aufgrund einer Amtspflichtverletzung eines ihm auf seinen Antrag oder 
von Amts wegen zum Vertreter bestellten Notarassessors auf einen Rückgriff ge-
genüber dem Notarassessor zu verzichten, sofern diesem nicht Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. Im gleichen Umfang ist der Notar verpflichtet, 
den Notarassessor bei einer unmitelbaren Inanspruchnahme freizustellen. Die 
zivilrechtliche Absicherung dieser Pflicht durch den Notar erfolgt durch Abgabe 
einer entsprechenden Erklärung gegenüber der Notarkammer nach deren Mus-
ter. 
 
 
 
 

X. Fortbildung (§ 67 Abs. 2 Nr. 10 BNotO) 
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nahme aufgrund einer Amtspflichtverletzung eines ihm auf seinen Antrag oder 
von Amts wegen zum Vertreter bestellten Notarassessors auf einen Rückgriff ge-
genüber dem Notarassessor zu verzichten, sofern diesem nicht Vorsatz oder 
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ter. 
 
 
 
 



13 
 

2. Übernahme von Akten und Büchern  
 
Ist das Amt eines Notars erloschen oder wird sein Amtssitz verlegt, so ist der 
Amtsinhaber, dem die Landesjus�zverwaltung die Verwahrung der Bücher und 
Akten übertragen hat (§ 51 BNotO) dazu verpflichtet, die begonnenen Amtsge-
schä�e abzuwickeln. 
 
3. Übernahme von Mobiliar, Bibliothek, EDV 
 
3.1 Ein Notar, dessen Amt erloschen ist, soll nach Möglichkeit dem Notariatsver-
walter für die Verwaltung das Mobiliar, die Bibliothek und die EDV (Hardware und 
So�ware) zu angemessenen Bedingungen zur Verfügung stellen. Dies gilt auch 
für die Amtsräume, soweit ihre Überlassung dem Notar ohne Verletzung seiner 
zivilrechtlichen Verpflichtungen Driten gegenüber möglich ist. 
 
3.2 Hat ein Notar, dessen Amt erloschen ist, oder dessen Amtssitz verlegt worden 
ist, seine Bücher und Akten auch mitels elektronischer Datenverarbeitung ge-
führt, so ist er verpflichtet, dem Notariatsverwalter und dem Notar, dem die Lan-
desjus�zverwaltung die Verwahrung seiner Bücher und Akten übertragen hat (§ 
51 BNotO), den Zugriff auf die gespeicherten Daten (Dateien) kostenlos zu er-
möglichen. Die Weitergabe der Datenträger beziehungsweise die Bereithaltung 
der Daten (Dateien) zur Übertragung auf ein anderes System hat ebenfalls unent-
geltlich zu erfolgen. Etwaige Kosten einer notwendigen Datenkonver�erung 
braucht der die Daten überlassende Notar nicht zu übernehmen. 
 
3.3 Erlischt das Amt eines Notars oder wird sein Amtssitz verlegt, ist er verpflich-
tet, den Telefon- und Telefaxanschluss seiner Amtsstelle dem Notariatsverwalter 
und seinem Amtsnachfolger zu überlassen.  
 
 
3.4 Für einen vorläufig amtsenthobenen Notar gelten die Nummern 3.1 bis 3.3 
entsprechend.  
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4. Kollegiale Hilfe im Ausland und aus dem Ausland 
 
Begibt sich der Notar nach Maßgabe des § 11a BNotO ins Ausland, unterstützt er 
einen im Ausland bestellten Notar oder nimmt er die kollegiale Hilfe eines im 
Ausland bestellten Notars in Anspruch, hat er seinen Kollegen in gebotenem Maß 
darauf hinzuweisen, welchen berufsrechtlichen Bes�mmungen er selbst unter-
liegt.  
 
XII. Inkra�treten und Außerkra�treten  
 
1. Diese Richtlinien treten nach Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde einen 
Tag nach ihrer Veröffentlichung im Jus�zministerialblat für das Land Branden-
burg in Kra�.  
 
2. Gleichzei�g treten die von der Kammerversammlung am 1. Juni 2007 beschlos-
senen Richtlinien gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 5 der Satzung außer Kra�.  
 
 

4. Kollegiale Hilfe im Ausland und aus dem Ausland 
 
Begibt sich der Notar nach Maßgabe des § 11a BNotO ins Ausland, unterstützt er 
einen im Ausland bestellten Notar oder nimmt er die kollegiale Hilfe eines im 
Ausland bestellten Notars in Anspruch, hat er seinen Kollegen in gebotenem Maß 
darauf hinzuweisen, welchen berufsrechtlichen Bes�mmungen er selbst unter-
liegt.  
 
XII. Inkra�treten und Außerkra�treten  
 
1. Diese Richtlinien treten nach Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde einen 
Tag nach ihrer Veröffentlichung im Jus�zministerialblat für das Land Branden-
burg auf der Internetseite der Notarkammer Brandenburg in Kra�.  
 
2. Gleichzei�g treten die von der Kammerversammlung am 11. Juni 2021 be-
schlossenen Richtlinien gemäß § 16 Abs. 1 Nr. 5 der Satzung außer Kra�.  
 
 

 


